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Liebe Mandantin, lieber Mandant, 
 
auch im vergangenen Monat hat sich rund um Steuern, Recht und Betriebswirtschaft 
einiges getan. Über die aus unserer Sicht wichtigsten Neuregelungen und 
Entscheidungen halten wir Sie mit Ihren Mandanteninformationen gerne auf dem 
Laufenden. Zögern Sie nicht, uns auf einzelne Punkte anzusprechen, wir beraten Sie 
gerne. 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 

1. Berichtigungsreihenfolge bei Umsatzsteuer im Insolvenzverfahren 
(Doppelberichtigung)  
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass eine sogenannte 
Doppelberichtigung der Umsatzsteuer auch dann durchzuführen ist, wenn die erste 
Berichtigung im Insolvenzverfahren nicht korrekt in den Steuerfestsetzungen 
berücksichtigt wurde. Entscheidend ist, dass nach Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens zuvor als uneinbringlich behandelte Forderungen doch noch 
bezahlt werden. Die zweite Berichtigung zulasten der Insolvenzmasse ist davon 
unabhängig immer vorzunehmen – auch bei Insolvenz in Eigenverwaltung. 

Hintergrund 

Über das Vermögen einer GmbH wurde das Insolvenzverfahren in Eigenverwaltung 
eröffnet. Das Finanzamt vergab für die Zeit ab Insolvenzeröffnung eine eigene 
Steuernummer für die Umsatzsteuer der Insolvenzmasse. 

Für Zeiträume vor Insolvenzeröffnung war ein Insolvenzplan rechtskräftig, der auch die 
damaligen Umsatzsteuerforderungen einschloss. Später gingen nach 
Insolvenzeröffnung noch Zahlungen von Kunden ein, die Leistungen betrafen, die die 
GmbH bereits vor Insolvenzeröffnung erbracht hatte. 

Das Finanzamt nahm deshalb eine sogenannte Doppelberichtigung der Umsatzsteuer 
vor: eine Berichtigung im Bereich der Insolvenzforderungen und eine weitere zulasten der 
Masse.  



Gegen diese zweite Berichtigung wandte sich die GmbH – ohne Erfolg. 

Entscheidung 

Der BFH hat die Klage abgewiesen. 

Erbringt ein Unternehmer Leistungen vor Insolvenzeröffnung, fließen die Entgelte aber 
erst nach Eröffnung zu, ist § 17 UStG anzuwenden: 

• Die Vereinnahmung der Umsätze nach Insolvenzeröffnung führt zu einer 
Berichtigung der Umsatzsteuer. 

• In insolvenzrechtlicher Hinsicht entsteht insoweit eine Masseverbindlichkeit. 

• Parallel ist die ursprüngliche Umsatzsteuerfestsetzung für das Jahr der 
Insolvenzeröffnung zu berichtigen; diese Steuer ist als Insolvenzforderung geltend 
zu machen. 

Diese Doppelberichtigung gilt auch bei Insolvenz in Eigenverwaltung. 

Wesentlich ist: Die zweite Berichtigung zulasten der Masse ist nicht davon abhängig, 
dass die erste Berichtigung zugunsten des Insolvenzbereichs (Insolvenzforderungen) in 
den entsprechenden Steuerfestsetzungen zutreffend umgesetzt worden ist. Auch bei 
Fehlern oder Unterlassungen im Insolvenzbereich bleibt die Pflicht zur zweiten 
Berichtigung im Massebereich bestehen. 

 

2.    Betriebsausgaben für Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass bei einem selbständig Tätigen die 
Fahrten zwischen Wohnung und Büro grundsätzlich nicht als Betriebsausgaben 
abgezogen werden dürfen, wenn bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Dies gilt 
insbesondere, wenn das Fahrzeug zum Betriebsvermögen gehört, überwiegend 
betrieblich genutzt wird und die Privatnutzung nach der sogenannten 1 %-Regelung 
versteuert wird. Entscheidend ist dabei der Begriff der „Betriebsstätte“, nicht der der 
„ersten Tätigkeitsstätte“. 

Hintergrund 

Der Kläger war in den Streitjahren als selbständiger Vermittler tätig. Er erzielte einen 
Gewinn aus Gewerbebetrieb und beschäftigte mehrere Angestellte, die in seinem Büro 
arbeiteten.  

Der Kläger führte für ein Fahrzeug, welches sich im Betriebsvermögen befand, kein 
Fahrtenbuch.  Die private Nutzung des Fahrzeugs wurde daher nach der 1 %-Regelung 
versteuert. Das bedeutet: Der private Nutzungsanteil wird pauschal anhand eines 
Prozentsatzes des inländischen Listenpreises des Fahrzeugs angesetzt, ohne genaue 
Aufteilung der Fahrten. 



Im Rahmen einer Betriebsprüfung kürzte das Finanzamt die erklärten 
Betriebsausgaben für den Pkw. Konkret ging es um die Kosten für die Fahrten zwischen 
Wohnung und Büro des Unternehmers, die er nach der 0,03 %-Methode (0,03 % des 
Listenpreises pro Monat und Entfernungskilometer) berechnet hatte.  

Diese Kosten hat das Finanzamt nicht als betriebliche Ausgaben akzeptiert. Grundlage 
dafür ist eine gesetzliche Regelung (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 EStG), nach der solche Fahrten 
nur eingeschränkt als Betriebsausgaben abgezogen werden dürfen.  

Einspruchs- & Klageverfahren verliefen bisher erfolglos. 

Entscheidung 

Der BFH hat die Klage abgewiesen. 

Die Besteuerung der Fahrten zwischen Wohnung und Büro nach § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 
EStG ist rechtlich in Ordnung. 

Grundsätzlich dürfen die Kosten für die Fahrten eines Selbständigen zwischen seiner 
Wohnung und seinem festen Büro den Gewinn nicht oder nur sehr eingeschränkt 
mindern. 

Wenn folgende Voraussetzungen vorliegen: 

• Das Auto wird zu mehr als 50 % für betriebliche Zwecke genutzt und 

• die private Nutzung des Autos wird pauschal nach der 1 %-Regel versteuert, 

dann gilt: 

Die zusätzlich angesetzten Kosten für die Fahrten zwischen Wohnung und Büro, die sich 
aus der 0,03 %-Regel ergeben, dürfen den Gewinn nicht mindern, soweit sie höher sind 
als die Entfernungspauschale. Dieser „Mehrbetrag“ ist also steuerlich nicht als 
Betriebsausgabe abziehbar. 

Wichtig ist dabei der Begriff „Betriebsstätte“ – also der feste Ort, von dem aus der 
Selbständige sein Unternehmen führt (z.B. sein Büro). Der Begriff „erste Tätigkeitsstätte“, 
der für Arbeitnehmer relevant ist, spielt hier keine Rolle. 

Im konkreten Fall wurde das Büro des Klägers zu Recht als seine einzige Betriebsstätte 
angesehen. Daher greift für seine Fahrten zwischen Wohnung und diesem Büro das 
Abzugsverbot des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 EStG; die entsprechenden Kosten sind also nur 
eingeschränkt als Betriebsausgaben abziehbar. 

 

 



3. Vertrauensschutz bei innergemeinschaftlicher Lieferung ohne 
Gelangensbestätigung 
 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat entschieden, dass eine innergemeinschaftliche 
Lieferung auch ohne Gelangensbestätigung steuerfrei sein kann. Maßgeblich ist, ob 
der Unternehmer sorgfältig geprüft und dokumentiert hat, dass die Ware in einen 
anderen EU-Mitgliedstaat geliefert werden soll. Eine Gelangensbestätigung ist seit 
2013 für den Vertrauensschutz nicht mehr zwingend erforderlich. 

Hintergrund 

Ein Unternehmer verkaufte über eine Internetplattform einen Pkw an eine Gesellschaft in 
Rumänien. 

Er unternahm dabei folgende Schritte: 

• Prüfung der rumänischen Umsatzsteuer-Identifikationsnummer (USt-IdNr.) beim 
Bundeszentralamt für Steuern mit qualifizierter Bestätigung. 

• Abschluss eines Kaufvertrags, in dem geregelt war, dass das Fahrzeug nach 
Rumänien verbracht werden soll. 

• Rechnung und Kaufvertrag wiesen die rumänische Anschrift der Käuferin aus. 

• Das Fahrzeug wurde abgemeldet; im Vertrag war die Ausfuhr nach Rumänien 
vorgesehen. 

Der Unternehmer behandelte den Verkauf als steuerfreie innergemeinschaftliche 
Lieferung. Das Finanzamt erkannte die Steuerbefreiung nicht an, weil keine 
Gelangensbestätigung vorlag.  

Einspruch und Klage vor dem Finanzgericht blieben zunächst erfolglos.  

Entscheidung 

Der BFH gab dem Unternehmer recht. Die Lieferung des Pkw ist nach § 6a Abs. 4 S. 1 UStG 
steuerfrei. 

Der Unternehmer ist seinen Nachweispflichten „ihrer Art nach“ nachgekommen: 

• qualifizierte Bestätigung der USt-IdNr., 

• Prüfung von Name, Anschrift und Vertretungsmacht, 

• vertragliche Festlegung der Ausfuhr nach Rumänien, erkennbarer 
Bestimmungsort aus Vertrag und Rechnung. 

Bereits nach früherer BFH-Rechtsprechung kann eine vertragliche Erklärung, die Ware 
in einen bestimmten EU-Staat zu verbringen, ausreichen, wenn Bestimmungsort und 
Abnehmer klar dokumentiert sind. 



Selbst wenn das Fahrzeug tatsächlich nicht nach Rumänien gelangt sein sollte, konnte 
der Unternehmer bei Beachtung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns die 
Unrichtigkeit der Angaben der Käuferin nicht erkennen. 

Damit lag die erforderliche Sorgfalt vor, und der Vertrauensschutz war zu gewähren. 

 

4. Werbungskosten bei Dienstreisen mit dem Privat-Pkw trotz 
Firmenwagen 
 

Wer einen Firmenwagen für Dienstreisen nutzen darf, kann die Kosten für dienstliche 
Fahrten mit seinem privaten Auto in bestimmten Konstellationen nicht als 
Werbungskosten absetzen. Dies gilt insbesondere dann, wenn der Firmenwagen aus 
privaten Gründen einer anderen Person überlassen wird und dadurch überhaupt erst 
Kosten für das private Fahrzeug entstehen. Der Bundesfinanzhof (BFH) stuft solche 
Aufwendungen als unangemessen ein. 

Hintergrund 

Ein verheirateter Arbeitnehmer mit drei minderjährigen Kindern wurde gemeinsam mit 
seiner Ehefrau zur Einkommensteuer veranlagt. 

Sein Arbeitgeber stellte ihm einen Firmenwagen zur Verfügung, den er sowohl dienstlich 
als auch privat nutzen durfte. Für berufliche Fahrten (Dienstreisen) mit diesem 
Firmenwagen übernahm der Arbeitgeber die Tankkosten. 

Trotz dieser Möglichkeit führte der Arbeitnehmer im Streitjahr drei Dienstreisen mit 
seinem eigenen privaten Sportwagen durch. In dieser Zeit nutzte seine Ehefrau den 
Firmenwagen. 

In seiner Einkommensteuererklärung machte der Arbeitnehmer für diese drei 
Dienstreisen mit dem Privatwagen Fahrtkosten in Höhe von 2,28 € pro Kilometer als 
Werbungskosten geltend. Das Finanzamt gewährte den Werbungskostenabzug nicht. 

Einspruch und Klage vor den Vorinstanzen blieben zunächst ohne Erfolg. 

Der Fall gelangte schließlich zum BFH. 

Entscheidung 

Der BFH bestätigte: Die Fahrtkosten für die Dienstreisen mit dem Privatwagen sind nicht 
als Werbungskosten abziehbar. 

Grundsätzlich können Kosten für Dienstreisen mit dem Privat-Pkw als Werbungskosten 
angesetzt werden. Das gilt jedoch nur, soweit die Kosten beruflich veranlasst und nicht 
unangemessen sind. 

 



Im konkreten Fall war: 

• ein Firmenwagen für Dienstreisen vorhanden, 

• die dienstlichen Tankkosten wären vom Arbeitgeber getragen worden, 

• der Firmenwagen wurde aus rein privaten Gründen der Ehefrau überlassen, 

• der Arbeitnehmer nutzte deshalb seinen privaten Sportwagen für Dienstreisen. 

Damit beruhte die Nutzung des Privatwagens allein auf privaten Motiven. Die Kosten für 
die Dienstreisen wären bei Nutzung des Firmenwagens gar nicht entstanden. Der BFH 
wertete diese Aufwendungen deshalb als der privaten Lebensführung zuzurechnen und 
nach allgemeiner Auffassung unangemessen. 

In der Folge sind die gesamten Fahrtkosten für die Dienstreisen mit dem Privat-Pkw nicht 
als Werbungskosten abziehbar. 

 

5.   Gemeinnützigkeit einer unternehmensverbundenen Stiftung 
 
Der BFH hat entschieden, dass eine unternehmensverbundene Stiftung ihre 
steuerliche Gemeinnützigkeit nicht allein dadurch verliert, dass sie ihr Vermögen in 
eine verbundene Aktiengesellschaft einbringt. Entscheidend ist allein, ob sie nach 
ihrer tatsächlichen Geschäftsführung ausschließlich und unmittelbar 
gemeinnützige Zwecke verfolgt. Zivilrechtliche Vorgaben zur Erhaltung des 
Stiftungsvermögens spielen für die Steuerbefreiung keine Rolle, wenn sie nicht in 
den Gemeinnützigkeitsregeln der Abgabenordnung verankert sind. 

Hintergrund 

Die Klägerin ist eine rechtsfähige Stiftung bürgerlichen Rechts mit ausschließlich 
gemeinnützigen Zwecken laut Satzung. Die Stifterin verpflichtete sich, der Stiftung 
Aktien an einer AG als Grundstockvermögen zu übertragen. Weitere Aktien der AG 
wurden auf eine GmbH übertragen, deren Alleingesellschafter eine natürliche Person 
war. Die GmbH hielt außerdem Anteile an einer weiteren Kapitalgesellschaft. 

Die AG gewährte dieser weiteren Kapitalgesellschaft ein Darlehen. Parallel dazu erhielt 
die Stiftung von der Stifterin Geld (Zustiftungen) und zahlte diese Beträge noch am selben 
Tag als Eigenkapital in die AG ein. Wirtschaftlich floss damit Stiftervermögen über die 
Stiftung in die AG. 

Das Finanzamt sah darin einen Verstoß gegen den Grundsatz der Erhaltung des 
Stiftungsvermögens und nahm an, die tatsächliche Geschäftsführung sei nicht mehr 
gemeinnützig. Es änderte die Körperschaftsteuerbescheide; die Steuer wurde zwar 
jeweils mit 0 EUR festgesetzt, aber unter Versagung der Steuerbefreiung. 

Einspruch und Klage der Stiftung blieben zunächst überwiegend erfolglos. 


